
No. 438 01. Juli 2009 15. Jahrgang

Die Droge Gerardi

Wenn etwas mit Gewissheit über die Ermordung von Bischof Gerardi gesagt werden kann, dann, dass sie Leidenschaf-
ten und grosse Fragezeichen provoziert hat und weiterhin provoziert. Nachdem sich im Verlauf der Jahre die Wellen endlich
etwas geglättet haben, wurden sie nun durch die spanische Übersetzung des Buches "Die Kunst des politischen Mordes.
Wer tötete den Bischof?" des guatemaltekisch-US-amerikanischen Autors Francisco Goldman wieder aufgewühlt. Für die
einen liegt die Angelegenheit nach wie vor im Dunkeln, für die anderen, so auch für den Autor, ist sie ein Zeichen der
Hoffnung, dass es möglich ist, die Wahrheit ans Licht zu bringen.

Der folgendeArtikel vonAlejandra Gutiérrez Valdizán erschien in der Zeitschrift "Revista" vom 5. Juni 2009.

Zwei Tage vor seiner Ermordung, am 24.April 1998, über-
gab Juan Gerardi zusammen mit dem Menschenrechtsbüro des
Erzbistums Guatemala (ODHAG) der Öffentlichkeit den Be-
richt über das Projekt zur Erlangung der historischen Erin-
nerung, REMHI. Wie eine Warnung erklangen seine Worte in
der Kathedrale der Hauptstadt: "Die Geschichte aufarbeiten,
den Schmerz, den Tod. Das menschliche Drama aufzeigen, das
‚Weshalb' und ‚Wie' verstehen… Das REMHI war wie eine
offene Tür, damit die Menschen aufatmen und sich frei aus-
sprechen können." Die Aufklärung des Todes von Gerardi
wurde zu einem intensiven und verschlungenen Versuch, die-
se Geschichte des Schmerzes und des Todes aufzuarbeiten,
das "Wie" und "Weshalb" zu verstehen.

Mit dem Ziel, die Wahrheit herauszufinden, machte sich
Francisco Goldman auf eine Suche, die neun Jahre dauern
sollte. Er schrieb ein Buch, in dem er sämtliche Teile dieses
Puzzles zusammenzusetzen versucht. Mit seiner Herausgabe
auf Spanisch haben die GuatemaltekInnen nun die Möglich-
keit, eine andere Version als die bisher üblichen zu hören, und
vielleicht bringt das Buch Licht in eine Sache, auf der bisher
nur Schatten lag.

Im Fall Gerardi gab es nicht nur Schwarz oder Weiss,
sondern eine Palette von Grautönen, die von vielen Leuten
mit Inbrunst verteidigt wurden. Das "Weshalb" der Ermor-
dung war während Jahren Gegenstand intensiver Diskussio-
nen und ist denn auch eine der dunklen Zonen, die Goldman
in seinem Buch zu beleuchten versucht.

Nachdem die Staatsanwaltschaft und die Anwälte des
ODHAG Dutzende von Beweggründen analysiert und ver-
worfen hatten, war für sie klar: Das Verbrechen wurde wegen
des REMHI begangen. Diese Theorie wurde von den Gegne-
rInnen sofort gekontert: Weshalb soll der Bischof erst nach
der Veröffentlichung des Berichts ermordet werden? Goldmann
hat in seinem Buch eine einfache und logische Erklärung: Wäre
er vorher ermordet worden, hätte man aus ihm einen Helden,
einen Märtyrer gemacht und dem REMHI wäre viel mehr Be-
achtung geschenkt worden. Ihn erst nach der Veröffentlichung
zu ermorden und darum herum riesige Skandale zu veranstal-
ten, war Teil der Kunst des Mordens.

Nery Rodenas, Direktor des ODHAG, teilt diese Meinung:

"Die beste Strategie, die juristischen Prozesse zu verhin-
dern, welche die Veröffentlichung von ‚Guatemala - nunca
más' hätte nach sich ziehen können, war die Diskreditie-
rung von Gerardi."

Für Mario Domingo, Anwalt des ODHAG und eine
der Hauptpersonen in Goldmans Buch, ist das "Weshalb"
der Ermordung klar: "Es ging um die Botschaft: Wir haben
nach wie vor die Macht."

Moisés Galindo Ruíz,Anwalt des Verurteilten Byron
Lima, widerspricht der Theorie des politischen Mordes.
Während der Untersuchungen und des Prozesses habe
man ausschliesslich in einer Kriegslogik gedacht und ent-
sprechend Angehörige des Militärs als Sündenböcke aus-
erkoren. Zu behaupten, der Mord sei wegen des REMHI
ausgeführt worden, entbehre jeglicher Logik, da ja der
Bericht schon publiziert gewesen sei, so Galindo Ruíz.

Während den Untersuchungen tauchten immer neue
"Weshalb", "Wie" und "Wer" auf, die Hypothesen ver-
woben sich zu Spinnennetzen. Selbst heute, nach elf Jah-
ren, ist der Fall für die einen noch nicht gelöst. Die Myste-
rien und der Nimbus, welche den Mord umgaben, führten
die anderen zu einer Art Besessenheit. Mario Domingo,
der seit Beginn der Untersuchungen als Anwalt des OD-
HAG fungierte, versicherte, dass der Fall Gerardi süchtig
machte. "Wer sich diesem Fall näherte, war fasziniert von
ihm, von den Tausenden von Variablen, von den verschie-
densten Sichtweisen, von den Verdunklungsversuchen.
Verstrickungen, die einen nicht mehr loslassen. Von die-
sem Fall wurden auch Goldmann, Claudia Méndez, Rodri-
go Salvadó und Nery Rodenas süchtig."

Alle genannten Personen sind ProtagonistInnen in
Goldmans Buch. Claudia MéndezArriaza, Journalistin und
Übersetzerin des Buches, die den Fall bis zum Gerichtsur-
teil begleitete, bestätigt dies. "Ich war bisher nie süchtig,
aber der Fall Gerardi war für mich wie eine Droge." Das
Paradigmatische daran ist für sie, dass dem Mord noch ein
Verbrechen folgte: "Als wir glaubten, die Geschichte (von
Gerardi und dem REMHI) sei mit dem Mord zu Ende, be-
gannen die Vertuschung und Verzerrung der Wahrheit: Das
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erst machte das Ganze zu einem ‚Kunst-
werk'."

Diese Kunst der Desinformation
und Verdeckung weckte in Goldman erst
so richtig das Interesse. "Die Leute ver-
gassen das REMHI. Es ging nur noch
um denHund Balú, um den Priester Mario
Orantes, um Homosexualität, um ein
häusliches Verbrechen, um Ana Lucía
und die Bande ‚Valle del Sol', den Raub
von religiösen Bildern, Geheimnissen,
Seifenoper etc. … Und damit ist es bei-
nahe gelungen, Bischof Gerardi unter
dem Müll von Desinformation und Dif-
famierung zu begraben."

KritikerInnen bezeichnen das Buch
als "Resonanzraum" des ODHAG und
versuchen, Goldmans Untersuchungen
als unprofessionell zu widerlegen. Gold-
mans Antwort: "Ich hatte nie vor, wie
die Staatsanwaltschaft oder die Polizei
zu ermitteln. Meine Arbeit bestand dar-
in, die einzelnen Puzzleteile wahrzuneh-
men und daraus eine Erzählung zu
schreiben."

Für seine Untersuchungen stützte
er sich auf die Informationen der Staats-
anwaltschaft, des ODHAG und der (da-
mals noch amtierenden) UNO-Mission
MINUGUA, sowie auf die Recherchen
der JournalistInnen. Material gab es
viel, und Goldmann hatte auch Zugang
zu geheimen Informationen. "Ich ver-
suchte, diese Fülle an Informationen zu
verstehen und herauszufinden, wo und
wie sie zusammenpassen, um daraus
eine Geschichte zu schreiben, die von
der Ermordung Gerardis bis zum Schlus-
spunkt des Falles geht, als im Jahr 2007
der Oberste Gerichtshof die Anträge der
Verteidigung ablehnte", erklärt Goldman.

Dies ist ein weiterer Streitpunkt: Für
Goldman gibt es einen Schlusspunkt, für
andere nicht. Moisés Galindo, der An-
walt von Lima, bezeichnet die Verurtei-
lung seines Mandanten als äusserst frag-
würdig und schrieb selber ein Buch, in
dem er sämtliche Punkte der Anklage-
schrift aufzählt, die in seinenAugen nicht
korrekt sind.

Unabhängig davon, wie man den
Fall und das Urteil einschätzt, muss man
anerkennen, dass die Ermordung von
Gerardi und die Suche nach der Wahr-
heit und den Hintergründen dieses Mor-
des in Guatemala Spuren hinterlassen
haben. Dazu Goldman: "Der Fall zeigt
vieles auf. Das Wichtigste aber ist, dass
es einen enorm riskanten und langen
Kampf um Gerechtigkeit in einem für
ganz Guatemala traumatischen Fall gab.
In einem Land, in dem bei dieserArt von
Verbrechen - politischen Morden - im-
mer Straffreiheit geherrscht hat. Und es
gelang trotz aller Hürden, Gerechtigkeit
zu erlangen. Das ist historisch." Er be-

schreibt bewegt den Tag der Urteilsver-
kündung, als die Leute plötzlich reali-
sierten, dass Gerechtigkeit möglich ist.
Doch danach ging der Krieg der Propa-
ganda und der Desinformation los und
dem Land wurden die Hoffnung und der
Stolz geraubt, die sie zu Recht fühlten.

Claudia Méndez stimmt mit Gold-
man überein, dass der Fall gelöst sei,
doch für sie gibt es ein grosses ABER:
"Er ist gelöst für uns, die wir alle Details
kennen, für Mario Domingo, für Staats-
anwalt Leopold Zeissig. Aber es fru-
striert mich, dass im Gespräch mit irgend-
welchen Personen immer ein "wer weiss,
was da genau passiert ist…" kommt. Die
Leute haben keineAhnung von den wirk-
lichen Geschehnissen." Méndez ist
überrascht und besorgt darüber, dass die
"Wahrheit nicht aufatmen" kann. Sie
fragt sich, wie es möglich ist, dass die
Menschen trotz Gerichtsurteil in einem
Vakuum leben, das ihnen unmöglich
macht, Gewissheit über das Verbrechen
zu erlangen.

Denn auch wenn Goldman einen
Schlusspunkt in seinem Buch gesetzt
hat, bleibt der Fall Gerardi wie in der Luft
hängen, die Staatsanwaltschaft sucht
weiterhin nach Beweisen, mit denen
weitere Beteiligte überführt werden kön-
nen, und die Verteidiger der Limas (Va-
ter und Sohn) suchen weiterhin nach
Elementen, welche die Unschuld ihrer
Mandanten beweisen.

Das Buch von Goldman hat den Fall
erneut aufs Tapet gebracht. Gelobt von
den einen, kritisiert von den anderen.
Goldman selbst steht zu seiner Bewun-
derung für die Arbeit des ODHAG.
"Wenn die Anwälte des ODHAG nicht
so hartnäckig gearbeitet hätten, wäre die
Sache mit Balú (dem Hund, der Bischof
Gerardi angeblich zu Tode gebissen ha-
ben soll, die Red.) und der Verurteilung
von Padre Orantes für immer in der Straf-
losigkeit versunken. Die unerbittliche
und minutiöseArbeit von Mario Domin-
go, seine Geduld und Hartnäckigkeit in
dem Fall sind beispielhaft und haben
viele LeserInnen, selbst SpezialistInnen
der Materie tief beeindruckt." Für Do-
mingo und Rodenas vom ODHAG und
für Claudia Méndez zählt zu den positi-
ven Elementen, dass bewiesen werden
konnte, dass das System durchaus funk-
tionieren kann - auch wenn andere dies
anders sehen.

Kritisiert wurden zum Beispiel ein-
zelne sowie die Anzahl Zeugen, auf die
man sich im Prozess gestützt hatte. Wer
aber wie Claudia Méndez Dutzende von
Prozessen verfolgt hat, weiss, dass Zeu-
gInnen das Herzstück in jedem Prozess
sind. Entsprechend wichtig seien auch
gute ZeugInnenschutzprogramme, be-

tont sie. "Es gibt immer jemanden, der
bereit ist, zu reden", weiss sie, eine Er-
fahrung, die auch Mario Domingo teilt
und dank der er die Ermordung seines
eigenen Bruders aufklären konnte. Dazu
Goldman: "Es ist ein menschliches Ge-
setz, dass mit der Zeit die Geheimnisse
ans Tageslicht kommen". Eine andere
Erkenntnis, die sich laut Goldman aus
dem Fall Gerardi beweisen lasse, sei,
dass es immer Menschen gibt, die ehr-
lich arbeiten: RichterInnen, Staatsanwäl-
tInnen, die Leute vom ODHAG…

Aber wie erwähnt gibt es dazu an-
dere Meinungen: Verteidiger Galindo ist
überzeugt, dass gewisse RichterInnen
ZeugInnen zu Falschaussagen manipu-
liert hätten. Als eine perverse Show be-
schreibt Galindo die Art und Weise, wie
der Prozess geführt worden sei.

Mario Domingo behauptet begei-
stert, dass, wer sich mit dem Fall Gerardi
auseinandersetzt, eine Universität
durchlaufe. Sowohl er wie auch Claudia
Méndez versichern aus ihrer je unter-
schiedlichen Perspektive, dass sie durch
die Beschäftigung mit dem Fall Gerardi
die Lektion ihres Lebens gelernt hätten.
Auch für Goldman war es ein Lehrstück
(das zu einem Meisterwerk wurde, die
Red.) "Es war ein langer, komplexer Pro-
zess… der Exhumierung der Leiche Ge-
rardis beiwohnen zu dürfen, der Zirkus,
der um Balú gemacht wurde. Zu sehen,
wie die Medien ein solch zynisches und
groteskes Spiel mitmachten, war überra-
schend und schwierig zu akzeptieren."

Sie alle, Rodenas und Domingo aus
der Sicht des ODHAG, Méndez Arriaza
als Journalistin und Goldman als Autor,
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sind sich einig, dass man die Geschich-
te von Gerardi nicht isoliert von der Ge-
schichte Guatemalas betrachten könne.
Aus ihrer jeweiligen Perspektive stim-
men sie darin überein, dass ihnen die
Auseinandersetzung mit dem Fall zu ei-
ner anderen Sicht der Realität verholfen
habe. Méndez: "Solche Dinge werfen
einen völlig auf sich selber zurück, auf
unsere Geschichte, auf unsere Gesell-
schaft, unsere Ängste, unsere Komple-
xe, auf unsere Reserviertheit, auf unsere
Schwierigkeit, über die Wahrheit zu spre-
chen, auf unseren Rassismus. Es war so
offensichtlich, wie z.B. der Zeuge mit (in-
digenem, die Red.) Nachnamen Chanax
abschätzig behandelt wurde, oder einer,
dessen Sprechweise nicht dem Spanisch
entsprach, wie wir es gewohnt sind.

Doch Méndez will den Fall nicht nega-
tiv sehen, sondern streicht das Positive
daran heraus. Ebenso beurteilt es Do-
mingo: "Wir haben bewiesen, dass wir
mit unserem Willen und unserem Mut
die Wahrheit ans Tageslicht gebracht
haben."

Aber auch darin stimmen die Mei-
nungen nicht überein. Galindo: "In die-
sem Fall haben sich alle Gerardi auf die
Fahnen geschrieben, wollten die Straf-
freiheit in Guatemala beenden, doch er-
reicht wurde nur noch mehr Straffrei-
heit."

Und solange viele Leute noch nicht
entschieden haben, ob sie den Fall als
gelöst oder nicht sehen wollen, solange
sie nicht wissen, wem sie glauben kön-
nen, empfiehlt Claudia Méndez: "Lest all

die verschiedenen Bücher, die über den
Fall geschrieben wurden, lernt alle Ver-
sionen der Geschichte kennen und fällt
euer eigenes Urteil!"

Goldmans Interesse liegt darin, auf-
zuzeigen, dass die Dunkelheit überwun-
den werden kann - die Straflosigkeit und
der Defätismus. "Dies ist eine Geschichte
über Licht, Transparenz, Ehrlichkeit und
Mut."

Francisco Goldman: El arte del ase-
sinato político. ¿Quién mató al obis-
po?Anagrama/Sophos, Guatemala 2009

P.S.:Auch die ¡Fijáte!-Redakteurin-
nen verfielen bei der Lektüre des Buches
von Goldman der "Gerardi-Sucht".

Guatemala, 19. Juni. Elf Tage vor
Monatsende wurde dem gesamten Per-
sonal, das in der Aufarbeitung und Di-
gitalisierung des Archivs der National-
polizei (PN) arbeitet, von ihrem Arbeit-
geber, dem Menschenrechtsprokurat
(PDH), mitgeteilt, dass ihre Verträge
Ende Juni fristlos auslaufen. Erst ein
Brief der Vorsitzenden des Internationa-
len Beratungsstabes des Archivs, Kate
Doyle vom National Security Archive
der George Washington Universität,
klärt wenige Tage später auf, dass das
vermeintlich plötzliche Vertragsende zu-
sammenfällt mit der Beendigung der er-
sten Projektphase, der bergenden Ret-
tung der Dokumente, die 2005 begon-
nen wurde. Dieser ersten soll planmäs-
sig die zweite Phase folgen, welche die
Stabilisierung und Institutionalisierung
des Archivs enthält.

Neben der Tatsache, dass die Pra-
xis willkürlicher Entscheidungen von
Seiten der PDH bereits bekannt ist, ist
die offizielle Version, es sei kein Geld
mehr da, wenig glaubwürdig, gerade weil
die Archivkonservierung ein Projekt ist,
das durch Gelder der internationalen
Zusammenarbeit finanziert wird. Sollten
tatsächlich die Gelder ausgegangen sein,
stellen sich nun viele Fragen: Sind die
Gelder von der Kooperation womöglich
begründet gestrichen worden? Und war-
um wurde nicht - das von der Institution
zu erwartende Interesse an der Fortset-
zung der Arbeit vorausgesetzt - beizei-
ten eine Verlängerung beantragt, neue
Financiers gesucht oder schlicht PDH-
eigene Gelder umgeschichtet?

Diese Fragen scheinen berechtigt
zu sein angesichts aktueller Nachrich-
ten. Erneut ist nämlich die Rede davon,
dass der Bericht über die Funde im PN-
Archiv, den Menschenrechtsprokurator
Sergio Morales im März der Öffentlich-
keit präsentiert hatte, zensiert worden sei
(¡Fijáte!434).

Auch hier kennt Kate Doyle die

Aus fürs PN-Archiv oder gar für den MR-Prokurator?

Details, da sie die Vorversion des ge-
druckten Berichtes gelesen hat. Sie zählt
die wesentlichen vier Aspekte auf, die
im präsentierten Bericht fehlen. Aus ihr
unerfindlichen Gründen - und selbst auf
persönliche Nachfrage ihrerseits verwei-
gerte Sergio Morales ihr die Erklärung -
hat der Menschenrechtsprokurator, der
in einem folgenden Interview klar äus-
serte, dass in dem Bericht stehe, was ER
wollte, aus dem Originalbericht Informa-
tionen gestrichen die 1. in Verbindung
stehen mit der Rolle, die die USA ge-
spielt hat in Bezug auf die Finanzierung,
Ausbildung und Ausrüstung der Natio-
nalpolizei ab Mitte der 60er Jahre in der
Absicht, die Polizei auf Aufstandsbe-
kämpfungsoperationen auszurichten;
die 2. in Zusammenhang stehen mit der
Kontrolle, die das Militär über die Na-
tionalpolizei ausgeübt hat, um diese
einzubinden in die Strategien und Takti-
ken der Aufstandsbekämpfung, die mit
roher Gewalt und unrechtmässig gegen
das guatemaltekische Volk ausgeübt
wurde; und die 3. aufschlussreich sind
hinsichtlich der spezifischen Struktur
und der Rangordnung der Offiziere in
der Hierarchie der Nationalpolizei - dar-
unter beispielsweise die explizite Nen-
nung der ranghöheren Militärs, die das
Verschwinden des Gewerkschafters und
Studierendenführers Fernando García
angeordnet haben. Und schliesslich wur-
de, so Doyle das komplette vierte Kapi-
tel gestrichen, das eine tiefgehendeAna-
lyse von neun Fällen der Verletzung der
Menschenrechte darbot, die alle von na-
tionaler Bedeutung sind.

Claudia Méndez Arriaza, die auch
im Fall Gerardi involvierte Journalistin
(siehe Hintergrundartikel), schreibt in
der Tageszeitung elPeriódico, dass seit
Anfang letzter Woche in DiplomatInnen-
kreisen und internationalen Geldgeber-
institutionen der PDH einige Briefe kur-
sieren. Antonio González Quintana und
Fina Solá, Mitglieder des Internationa-

len Beratungsstabs des Aufarbeitungs-
projekts des PN-Archivs, sprechen in
dem ihren von einer Krise, die das Men-
schenrechtsprokurat durchlaufe. Selbst
seine engsten MitarbeiterInnen würden
Prokurator Morales alles anerkennen,
doch Fleiss und Ehrlichkeit gehörten
nicht dazu. Ein Brief, geschrieben von
Gustavo Meoño, der vormals Direktor
des Archivprojekts war, dann jedoch
zum Koordinator degradiert wurde, da
die Direktion von der von Morales vor-
geschlagenen Vizeprokuratorin besetzt
werden sollte - ohne dass das jemals in
der Öffentlichkeit bekannt wurde -, weist
denn auch auf Fälle von Vetternwirt-
schaft, Scheinarbeitsplätze und, schlim-
mer noch, Fälle hin, in denen dieAufklä-
rung von Menschenrechtsverletzungen
blockiert werden.

Wenige Tage zuvor hat die Men-
schenrechtskommission des Kongres-
ses Morales bereits zu einer Ausspra-
che zitiert, die möglicherweise in der
Absetzung des Prokurators gipfeln
kann. Anlass sind die Ermittlungsergeb-
nisse des mutmasslichen Entführungs-
und Vergewaltigungsfalls an Morales
Gattin Gladys Monterroso (¡Fijáte! 436
und 437). Die Kongresskommission for-
dert nun die Untersuchungsberichte des
Menschenrechtsprokurats, das seiner-
seits Ermittlungen in dem Fall angestellt
hatte und deswegen von der Interna-
tionalen Kommission gegen Straflosig-
keit in Guatemala (CICIG), die sich des
Falls angenommen hat, in Frage gestellt
wurde. Die Untersuchungsergebnisse
der PDH stellen derweil die Grundlage
für die bisher einzige Festnahme eines
Verdächtigen, Óscar Martín Gutiérrez
Valle. Der zuständige Richter lehnte die
von der CICIG wegen fehlender Bewei-
se geforderte Freilassung von Gutiérrez
inzwischen ab. Doch die Untersuchun-
gen, die die PDH durchgeführt und ver-

Fortsetzung auf S. 4
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anlasst hat, scheinen nicht dem rechtli-
chen Prozedere zu entsprechen und sind
möglicherweise als Beweismaterial nich-
tig. Die Internationale Kommission wur-
de unterdessen als Nebenklägerin im
Prozess gegen Gutiérrez zugelassen.
Was hingegen Gladys Monterroso dazu
bewegt hat, sich an dem von der CICIG
aufgedeckten Spiel zu beteiligen, unter-
liegt Spekulationen: Eine Version vermu-
tet, sie habe sich zum Opfer machen
wollen, um damit Aufmerksamkeit und
die Finanzierung zur Gründung einer ei-
genen Stiftung zu erreichen, eine ande-
re These meint, sie wolle ihr Gesicht be-
kannt machen, um bei den Wahlen in
2011 als Kandidatin zur Kongressabge-
ordneten für die Partei Encuentro por
Guatemala anzutreten. Und eine weite-
re Hypothese bringt sie doch in Verbin-
dung mit Sergio Morales, mit dem sie
gemeinsame Kinder hat, fand die angeb-
liche Entführung doch einen Tag nach
Präsentation des PDH-Berichts über das
PN-Archiv statt.

Miguel Ángel Sandoval berichtet
im Diario de Centro América schliess-
lich von weiteren dunklen Flecken, die
die PDH belasten. Demnach werfen Re-
gierungsfunktionärInnen der PDH min-
destens ein schweres Vergehen vor: die
Geheimhaltung von Informationen im
Rahmen der Ermittlungen des Falls Ro-
senberg (¡Fijáte! 435 ff.), speziell vor der
CICIG. Offenbar hielt die PDH eine Wo-
che lang den Zeugen des Mordes an
Anwalt Rosenberg zurück. Dieser hatte
sich im PDH-Büro in Quetzaltenango
gemeldet und später ausgesagt, die Pa-
triotische Partei habe eine Bande von
Auftragsmördern angeheuert, Rosen-
berg zu töten, doch dann habe die Partei
einen Rückzieher gemacht und wollte die
versprochene Gegenleistung nicht er-
bringen.

Erwin Pérez macht in seinemArti-
kel in Incidencia Democrática vom 26.
Juni dann das öffentlich, was sich mehr
und mehr zum offenen Geheimnis ent-
wickelt hat bzw. längst bekannt ist. Die
Erklärungen für Morales Handlungen
sind derweil rein politischer Natur. Pérez
erinnert dabei an die Wiederwahl des
Menschenrechtsprokurators im April
2007, die bereits damals begleitet war von
einer Welle von Kritik in Bezug auf die
wenig transparenten Umstände der
Wahl. Dabei war die Rede von Stimmen-
kauf, Manipulationen, Lügen und poli-
tischen Geschäften, in denen nicht nur
partielle und sektorielle Interessen im
Vordergrund standen, sondern in deren
Zuge auch das Verhältnis zwischen der
Institution und den zivilgesellschaftli-
chen Menschenrechtsorganisationen
ins Schwanken geriet. Morales wurde
wiedergewählt, doch sowohl er selbst

als auch die von ihm repräsentierte In-
stitution erlitten erheblichen Reputati-
onsschaden, von ihrer Legitimität nicht
zu reden. In Folge der Wiederwahl war
die Rückzahlung von Gefälligkeiten
nicht zu übersehen. Von heute auf Mor-
gen entliess Morales beispielsweise eine
ganze Gruppe von MitarbeiterInnen und
ersetzte sie durch ParteigängerInnen der
Republikanischen Front Guatemalas
(FRG), die entscheidend war für Mora-
lesAmtsweiterführung - und deren ober-
ster Chef, Efraín Ríos Montt, einer der
Hauptangeklagten wegen Genozids und
einer lange Reihe von Menschenrechts-
verletzungen während des internen be-
waffneten Konflikts ist, entledigte sich
somit eines möglichen Gegners.

Und nun scheint ein weiterer pen-
sionierter General, der eine aktive Rolle
während des Konflikts innehatte, sich
Morales zum Spiessgesellen gemacht zu
haben: In zahlreichen Kreisen wird spe-
kuliert, dass der Menschenrechtsproku-
rator Aspirationen hat, seinen aktuellen
Posten als Katapult zu nutzen, sich für
ein politisches Amt - potentiell gar als
Kandidat für die Präsidentschaft, so wie
es einer seiner Vorgänger, Ramiro de
León Carpio 1993 mit Erfolg geschafft
hat - aufstellen zu lassen. Und warum

Fortsetzung von S. 3 nicht für die Patriotische Partei? Die
Geheimhaltung des Zeugen im Fall Ro-
senberg jedenfalls fiel eindeutig zugun-
sten dieser Partei aus.

Doch angesichts der sich häufen-
den Skandale, die zudem publik gewor-
den sind, und in denen Sergio Morales
ganz offensichtlich persönlich involviert
ist, schwimmen diesem derzeit die Felle
davon. Alles deutet darauf hin, dass zu-
mindest ausreichend Material vorhan-
den ist, Morales vor Gericht zu bringen.
In Menschenrechtskreisen werden be-
reits Wetten abgeschlossen, ob er noch
bis zum 7. oder doch bis zum 15. des
Monats imAmt bleibt. Klar ist auch, dass
die Liste der von ihm gedeckten Men-
schenrechtsverletzungen ohne Schwie-
rigkeiten verlängerbar ist, steht er erst
einmal am Pranger.

In Bezug auf das Projekt des Na-
tionalpolizeiarchvis ist indes die Rede
davon, dieses dem Archivo General de
Centroamérica zuzuweisen, dem Staats-
archiv, das zur Bewahrung des doku-
mentierten Erbes der Nation zuständig
ist. Just in diesen Tagen wurde bekannt
gegeben, dass dieses Archiv inzwischen
auch im Internet zu besuchen ist, und
zwar unter:
www.archivogeneraldecentroamerica.com

Guatemala, 28. Juni. Nach einer
heftigen rechtlichen Auseinanderset-
zung zwischen der zuständigen Richte-
rin, Irma Leticia Valenzuela, und der In-
ternationalen Kommission gegen Straf-
losigkeit in Guatemala (CICIG), deren
Anlass Valenzuelas Versuch war, die CI-
CIG als Nebenklägerin im Fall des Ex-
PräsidentenAlfonso Portillo wegen Hin-
terziehung von Millionen aus dem Ver-
teidigungsministerium während seiner
Amtszeit auszuschliessen, eine Ent-
scheidung, die letztlich wieder aufgeho-
ben wurde, stehen inzwischen weitere
an der Veruntreuung beteiligte Personen
im Rampenlicht.

So wurde letzte Woche der unter
Portillo (2000-2004) amtierende Verteidi-
gungsminister, der pensionierte General
Eduardo Arévalo Lacs, verhaftet und
zunächst ins Untersuchungsgefängnis
gebracht. Angeklagt ist er der Unter-
schlagung von 120 Mio. Quetzales aus
seinem damaligen Ressort. Dass er tat-
sächlich ins Gefängnis ging, war derAn-
setzung der Kaution auf 40 Mio. Quet-
zales geschuldet, eine Summe, die Aré-
valo Lacs nicht aufbringen kann. Doch
dieselbe, für die Kaution verantwortli-
che Richterin, Marta Sierra Stalling, ord-
nete wenige Tage später die Verlegung
des Militärs ins Militärgefängnis an,
wegen von ihm angegebenen gesund-
heitlichen Problemen. Die CICIG stellt

diese Entscheidung in Frage, da die vor-
liegenden Unterlagen dafür keinen An-
lass gäben, und fordert ihre Aufhebung.

Der pensionierte General Arévalo
Lacs hielt sich nach Amtsniederlegung
weiterhin in der politischen Sphäre auf
und fungierte als Sekretär für InterneAn-
gelegenheiten in der Partei der Einheit
der Nationalistischen Veränderung
(UCN), die von Dissidenten der Repu-
blikanischen Front Guatemalas (FRG)
gegründet worden war und Portillo na-
hesteht, der dabei ist, derzeit eine eige-
nen Partei aufzustellen.

Zwei weitere ehemalige Militärs,
Napoleón Rojas und Jacobo Salán, die
die Sicherheitschefs von Portillo gewe-
sen waren, entkamen dieser Tage ihrer
Festnahme, da sie just im Moment der
Hausdurchsuchung nicht anwesend
waren. Dokumente und Fahrzeuge je-
doch legen nahe, dass sie sich zumin-
dest am Tag zuvor noch dort aufgehal-
ten hatten. Rojas und Salán werden
ebenfalls in Verbindung mit der Unter-
schlagung der 120 Millionen gebracht:
Sie sollen das Geld in drei bestimmten
Nächten im Jahr 2001 in einem gepan-
zerten Auto in die Keller des Nationa-
len Kredit- und Hypothekeninstituts
(CHN) transportiert haben. Gegen beide
wurde bereits wegen mutmasslicher Ver-
bindung zum organisierten Verbrechen
ermittelt.

Militärische Geldhinterzieher
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Gesetzeswidriges Sprachdefizit
Guatemala, 16. Juni. Selbst sechs

Jahre nach der Verabschiedung des Ge-
setzes der Nationalen Sprachen, das ein
System aufstellt, demgemäss der öffent-
liche Verwaltungsverkehr in den Spra-
chen abzuhalten ist, die von den jeweili-
gen Gemeinden gesprochen werden,
wurde bis heute nicht das entsprechen-
de Reglement veröffentlicht, dass die
Umsetzung des Gesetzes in die Praxis
erläutert und festlegt. Dieses hätte ge-
mäss der üblichen Verordnung innerhalb
von 90 Tagen nach Inkrafttreten des
Gesetzes geschehen müssen.

Gemäss Artikel 8 desselben "kön-
nen auf guatemaltekischem Territorium
die Sprachen der Maya, Garífuna und
Xinca ohne Einschränkungen sowohl im
öffentlichen wie privaten Bereich ge-
nutzt werden, bei Bildungs-, akademi-
schen, sozialen, wirtschaftlichen, politi-
schen und kulturellen Aktivitäten".
Doch die Realität sieht ganz anders aus.

So weist Martín Sacalxot vom Büro
der Indigenen Völker des Menschen-
rechtsprokurats (PDH) darauf hin, dass
die Indígenas weiterhin durch die Nicht-
Erfüllung dieses Gesetzes beeinträchtigt
werden. Als einen wesentlichen Grund,
der die Erreichung der hehren Gesetzes-
ziele behindere, nennt Scalxot das Feh-
len eines wirklichen politischen Willens,
erkennbar darin, dass bislang jeglicher
Vorschlag zur Formulierung des Regle-
ments abgewiesen worden sei.

Derweil, so der Aktivist, seien die

Vorschläge, die von der Exekutive selbst
kommen, äusserst spärlich und unzurei-
chend, um eine tatsächliche Zweispra-
chigkeit zu fördern. Das sei in Bereichen
der Bildung, der Gesundheit und dem
Justizsystem mehr als offenkundig, in
denen der Grossteil des unter Vertrag
genommenen Personals nur Spanisch
spreche. Nur im Bildungssystem sei ein
kleiner Fortschritt erkennbar mit der Zu-
nahme von zweisprachigem Lehrperso-
nal und von Schulen, in denen Spa-
nisch, aber eben auch die lokale indige-
ne Sprache gelehrt werde. In den ande-
ren beiden Bereichen sei die Situation
weitaus dramatischer; in der gesamten
Staatsanwaltschaft gebe es gerade ein-
mal knapp 40 DolmetscherInnen.

Gleichzeitig ist es schwierig festzu-
stellen, wie viele Personen eine der 24
indigenen Sprachen sprechen, da es kei-
nen entsprechend detailierten Zensus
gibt. Carlos Marcial, Vizedirektor für
Sprach- und Kulturpolitik des Bildungs-
ministeriums, schätzt die Zahl auf mehr
als 6,5 Mio. indigene EinwohnerInnen,
von denen mehr als die Hälfte ihre "Mut-
tersprache" sprächen.

Neben der Zweisprachigkeit in der
mündlichen Kommunikation sieht das
Gesetz noch zwei weitere Aspekte vor,
die jedoch ebenfalls von der mangeln-
den Umsetzung geprägt sind: demzufol-
ge sollen alle Normen und nationalen
Anordnungen in die 24 anerkannten
Sprachen übersetzt werden, und es soll

ein staatlicher Fonds eingerichtet wer-
den, um diejenigen Sprachen zu retten,
die vom Aussterben bedroht sind, wie
das Itza´, das im Petén noch von sehr
wenigen Personen gesprochen wird.

Menschenrechtsaktivist Sacalxot
informiert indes, dass es im ganzen Land
rund 157 Verwaltungsbezirke (von ins-
gesamt 332) gibt, mit einemAnteil an in-
digener Bevölkerung von 80%, die die
historischen und diskriminierenden Vor-
urteile derjenigen zu spüren bekäme, die
den kulturellen Wert der indigenen Spra-
chen verkannten und ihr Erlernen als
Rückschritt betrachteten, so Sacalxot.

Derweil geht die Sprachengemein-
de der Chorti´ aktiv gegen den drohen-
den Verlust ihrer Sprache an. So hofft
Petronila Pérez López von der Akade-
mie der Maya-Sprachen Guatemalas
(ALMG), dass mit den 30 Sprachzentren,
in denen das Chorti´ gelehrt wird, und
dem Druck von Dokumenten in Chorti´
viele Personen motiviert werden, diese
Sprache zu lernen.

Manche SprachwissenschaftlerIn-
nen sind der Ansicht, dass der Einfluss
durch das Ausland hinsichtlich der Ver-
breitung vornehmlich des Englischen
und englischsprachiger Musik Faktoren
darstellen, die zur Abwertung der loka-
len Sprachen bei den Jugendlichen bei-
tragen, die vor allem von den Erwachse-
nen und nur noch wenigen jungen Men-
schen in den ländlichen Regionen ge-
sprochen werden.

Guatemala, 17. Juni. Seit vor zehn
Monaten das Gesetz zur Verantwor-
tungsvollen Vaterschaft in Kraft getre-
ten ist, hat das Institut der Pflichtver-
teidigung 505 entsprechende Klagen
entgegen genommen.Als letzter Beweis
gilt in diesen Fällen inzwischen auch in
Guatemala derADN-Test.

Von den 505 Klagen kam es in 90
Fällen zu einer Einigung, bevor auf den
ADN-Test zurückgegriffen wurde. Wei-
tere 25 Männer unterzogen sich dem
Examen - alle davon resultierten positiv.

Die Klärung der Vaterschaft macht
es erst möglich, dass das Kind im Na-
tionalen Personenregister (RENAP) mit
beiden Elternteilen anerkannt wird und
die Mutter, die den Antrag auf Vater-
schaftsüberprüfung stellen muss, An-
spruch auf Unterhaltszahlungen vom
Kindeserzeuger erheben kann.

Stellt sich der mutmassliche Vater
seiner Verantwortung nicht, beginnt der
Rechtsprozess, in dem die klagende
Mutter Beweismaterial vorlegen muss,
das die Beziehung zwischen dem Mann
und dem Kind belegt. EinADN-Test, der
in dem teuren Privathospital "Mulitmé-
dica" durchgeführt wird, kostet derweil
2´000 Quetzales (ca. US-$ 250).

Vaterschaftsgesetz - keine Ausrede mehr
Auch das Biochemie-Departement

der privaten Universität Mariano Gál-
vez macht diese Tests - für 3´300 Quet-
zales (ca. US-$ 415). Laut dessen Direk-
torin Eyda Mendía fielen von den 60
Tests dieses Jahr bislang 40 positiv aus,
30 davon wurden auf gerichtliche An-
ordnung durchgeführt.

Unklar ist, wer letztlich die Kosten

Guatemala, 24. Juni. Ein Bericht
des Zentralamerikanischen Verbrau-
cherInnenschutzrates (CONCADECO)
positioniert Guatemala als das Land in
der Region, in dem Medikamente am teu-
ersten sind. Die Studie basiert auf dem
Preisvergleich in 284 Apotheken in den
Hauptstädten der Länder des Isthmus´.
Für die Untersuchung wurden insge-
samt 60 der üblichsten Medikamente
ausgewählt, 30 Originale und 30 Generi-
ka. Darunter Paracetamol, Analgetika
und Antihistaminika.

Im regionalen Vergleich liegt Ma-
nagua, Nicaragua an unterster Stelle mit
den preisgünstigsten Medikamenten.
Während hier die prozentuale Differenz

für den Test trägt. Obliegt er der Kläge-
rin oder auch dem Angeklagten, bleibt
wohl in vielen Fällen nach dessen Be-
zahlung die Unterhaltszahlung erst ein-
mal aus oder aber diese muss dafür ge-
nutzt werden, den für den Test aufge-
nommenen Kredit abzuzahlen. Eine ein-
vernehmliche Einigung im Vorfeld liegt
wohl dann im beiderseitigen Interesse.

zwischen Generika und Originalmedika-
menten bei 479% liegt, beträgt der Un-
terschied in Guatemala 147%, in El Sal-
vador 165%. Auch bezahlen die Nicara-
guanerInnen im Schnitt 42% weniger für
neu auf den Markt gebrachte Pharmaka
als in Guatemala.

Während der Wirtschaftsminister
Rubén Morales sich darauf beschränkt,
die Tatsache der höchsten Medikamen-
tenpreise zu bedauern, vermutet die Ta-
geszeitung La Hora dahinter einen Zu-
sammenhang zwischen den Produzen-
tInnen und ImporteurInnen der Medi-
kamente und der Finanzierung der vor-
hergehenden Wahlkampagnen um die
Präsidentschaft.

Teuerste Medikamente der Region
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Guatemala, 22. Juni. Fünf Jahre,
nachdem sie aus Rabinal, Baja Verapaz
vertrieben wurde, da die Bevölkerung
nichts mehr mit denjenigen zu tun ha-
ben wollte, die die Hauptrolle in den
Massaker gegen sie gespielt haben,
kehrt die Armee nun wieder in den Ort
zurück, um der Nationalen Zivilpolizei
(PNC) bei der Bekämpfung der Krimina-
lität zur Seite zu stehen. Auf Antrag des
Munizipalen Entwicklungsrates
(COMUDE) wurde ein Kommando mit
21 SoldatInnen und zwei Offizieren in Ra-
binal aufgestellt.

Laut GemeindeanführerAgustínAj
Piox sei die Situation der Verbrechen in
Rabinal nicht mehr auszuhalten. "Des-
wegen haben wir um die Rückkehr des
Militärs gebeten. Wir hoffen, dass die
Bevölkerung jetzt in Frieden leben kann."
Die Gouverneurin von Baja Verapaz,
Ángela Flavia Reyes Larios, wies dar-
auf hin, dass Rabinal, Studien zufolge,
das unsicherste Munizip des Depart-
ments sei. Seit Oktober 2009 patrouillier-
ten SoldatInnen dreimal die Woche
durch den Ort, ab jetzt werden sie also
permanent präsent sein.

Auch ins grösste Munizip des De-
partments Quiché, Ixcán, kehrt die Ar-
mee zurück. Vor zwei Monaten hatte der
Kongress dafür eine Sonderzulage über
150 Mio. Quetzales gebilligt, von denen
die ersten 25 Mio. bereits ans Verteidi-
gungsministerium überwiesen wurden.
Damit soll die 6. Militärbrigade wieder
funktionieren - in einer Region, die zu
denen gehört, die am stärksten vom in-
ternen bewaffneten Konflikt betroffen
worden war. Heute sieht sich die Bevöl-
kerung nicht nur konfrontiert mit der In-
vasion von Drogentransport und illega-
lem Holzschlag, sondern zusätzlich von
den Bedrohungen und Auswirkungen
von Megaprojekten wie den geplanten
Wasserkraftwerken Xalalá und Xacbal
und dem Bau der Verbindungsstrasse
Franja Transversal del Norte, die den
Warentransport aus dem Norden ins und
durchs Land erleichtern soll. Die Aufga-
be der Militärbrigade besteht derweil in
der Unterstützung von nicht weiter de-
tailierten "Sicherheitsoperationen" auf
der Franja Transversal, dem Kampf ge-
gen den Drogenhandel sowie gegen die
Invasionen in das Naturschutzgebiet der
Biósfera Maya. Ausserdem soll sie die
Gebiete wieder zurückgewinnen, die vom
organisierten Verbrechen eingenommen
worden sind, die zwischen dem Depar-
tement Izabal und der Grenze zu Mexiko
operieren. Nichts wird indes laut darüber,
dass dieses Gebiet zudem eingenommen
ist von Grossplantagen von Zuckerrohr
und Ölpalme zur Herstellung von

Agrodiesel, was seit langer Zeit die Ver-
drängung der Bevölkerung in die un-
fruchtbaren Berge und aus der Gegend
zur Folge hat. So verwundert es nicht,
dass das Operationsgebiet der Brigade
die DepartementsAlta wie Baja Verapaz,
den Norden von Quiché und den Süden
von Petén umfasst.

Die hiesige Kaserne war nach der
Unterzeichnung der Friedensverträge
geschlossen worden. Aktueller Plan ist,
hier zwischen 600 und 1000 SoldatInnen
zu stationieren. Dafür hat das Verteidi-
gungsministerium bereits Ausschrei-
bungen lanciert, mittels deren es Frei-
willige rekrutieren will, die in Playa Gran-
de, Ixcán, Militärdienst leisten wollen,
um "ihrer Verpflichtung gegenüber dem
Vaterland nachzukommen", so Verteidi-
gungsminister Abraham Valenzuela.

Indes artikulierten die lokalen
Volksorganisationen ihren Widerstand
gegen die Installation der Kaserne im
Munizip Ixcán, wo sowohl Rückkehre-
rInnen aus dem Exil und aus den Ber-
gen, sowie Mitglieder der Widerstands-
gemeinden (CPR) leben. Doch aufgrund
der immer noch herrschenden Angst
habe niemand etwas gesagt, meint Mar-
celino López, Vertreter der örtlichen So-
zialpastorale. Gleichwohl hätten die Or-
ganisationen eine bezahlte Anzeige ge-
schaltet, um ihre Haltung kundzutun.
Doch in den Dörfern herrsche dieAngst,
dem Staat zu widersprechen. Gemäss
López seien die herrschende Gewalt und
der Drogenhandel nicht die einzigen
Gründe für die angekündigte Militärprä-
senz, dahinter steckten noch andere,
nicht deklarierte Motive. In Sachen Si-
cherheit für die Bevölkerung sei es der-
weil viel nötiger, dass mehr PolizistIn-
nen in die Region geschickt würden.

Rund zehn Tage vor der geplanten
Eröffnung der Kaserne, verkündete das

Finanzministerium, dass es die gebillig-
ten Gelder doch nicht ans Militär weiter-
leiten werde, denn das originale Haus-
haltsgesetz beinhaltet bereits diesen
Posten: "Innerhalb des Ausgabenetats
des Verteidigungsministeriums wird der
Posten für die Modernisierung und Pro-
fessionalisierung der Armee sowie die
Ausweitung von Militärbasen im Land
in Höhe von 150 Mio. Quetzales berück-
sichtigt," so Artikel 3, Absatz 4.

Eine weitere Militärbasis ist unter-
dessen für 2010 im ebenfalls an Mexiko
grenzenden Departement San Marcos
geplant. Bisher gibt es funktionierende
Kasernen in Petén, Zacapa, Jutiapa, Su-
chitepéquez und Huehuetenango.

Währenddessen beantragten Bür-
germeisterInnen aus verschiedenen
Munizipien in Quetzaltenango sowie der
Bürgermeister vom hauptstädtischen
Vorort Mixco, verstärkte Sicherheits-
massnahmen und Unterstützung im
Kampf gegen Überfälle, Geiselnahmen,
Erpressungen, Morde und den Drogen-
handel. In diesen Verwaltungsgebieten
wird derweil explizit die Präsenz des Mi-
litärs gefordert, allein in Quetzaltenan-
go sollen demnach sieben Kasernen ge-
öffnet werden. Doch auch eine Aufstok-
kung der Polizei sei vonnöten. So be-
richtet Quetzaltenangos Bürgermeister
Jorge Barrientos: "Wir haben zurzeit ei-
nen Polizisten für 3´965 EinwohnerInnen,
das kann doch nicht sein!"

Bürgermeister Amílcar Rivera for-
derte für das Munizip Mixco indes acht
Militärstationen und eine Stärkung der
Polizeikommissariate. Mixco gehört zum
Grossdepartement Guatemala, in dem die
Stadt Guatemala, das westlich liegende
Mixco und der im Süden befindliche Vor-
ort Villa Nueva als die am stärksten von
der Kriminalität betroffenen Verwal-
tungsbezirke des Landes gelten.

Das Militär kehrt zurück

Suspekte Militärausgaben
Guatemala, 08. Juni. Der Rech-

nungshof stellte jetzt fest, dass das Ver-
teidigungsministerium ohne rechtliche
Grundlage im laufenden Jahr bereits 3,3
Mio. Quetzales an InformantInnen ge-
zahlt hat, die für die Staatssicherheit re-
levante Hinweise gegeben haben sollen,
ohne dass darüber nähere Angaben vor-
liegen. Dieser Posten wird im Staatshaus-
halt für die Bezahlung von Auskünften
an den staatlichen Geheimdienst durch
Privatpersonen genutzt, die die Festnah-
me von Justizflüchtigen ermöglichen.
Die Ausgaben des Militärs für dieses
Konzept könnte darauf hinweisen, dass
dieses - widerrechtlich - an der strafrecht-

lichen Verfolgung von Verdächtigen be-
teiligt ist. Indes konnte vom Rechnungs-
hof noch nicht belegt werden, dass die
insgesamt 12,4 Mio. Quetzales, die das
Ministerium in den letzten vier Jahren
als "Belohnung" ausgezahlt hat, auch
tatsächlich diesem Zweck gedient haben.
Diese Praxis des Ressorts als solche
wurde auch zu keinem Zeitpunkt publik
gemacht. Verwundern lässt der Ver-
gleich: Das für die Sicherheit des Lan-
des zuständige Innenministerium hat in
diesem Jahr gerade einmal 20´000 Quet-
zales und im Vierjahresvergleichszeit-
raum 500´000 Quetzales für Sicherheits-
relevante Hinweise ausgegeben hat.


